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Luftfahrt

Kaskoversicherungs-Bedingungen EA02

§ 1 Gegenstand der Versicherung

1. Im Rahmen dieser Bedingungen trägt der Versicherer bis zur
Höhe der Versicherungssumme alle Gefahren, denen das Luftfahr
zeug ausgesetzt ist und leistet Ersatz für Schäden, wie Im folgen
den näher beschrieben. Für Zusatzausrüstung besteht Versiche
rungsschutz nur nach besonderer Vereinbarung. Zubehör Ist nicht
Gegenstand der Kaskoversicherung.

2. Versicherungsfall Ist Jedes auf das Luftfahrzeug einwirkende
Schadenereignis, das einen Total- oder Teilschaden zur Folge hat.

3. Luftfahrzeuge sind nur versichert,

3.1 wenn sie sich bei Eintritt des Schadenereignisses In einem Zu
stand befunden haben, der den gesetzlichen Bestimmungen und
behördlichen Auflagen und verbindlichen Herstellervorgatjen über
das Hatten und den Betrieb von Luftfahrzeugen entsprochen hat
und/oder wenn behördliche Genehmigungen, soweit erforderlich,
erteilt waren;

Verbindliche Herstellervorgaben sind die in den Wartungshandbü
chern von den Herstellern als verpflichtend bezeichneten Über
holungen und Wartungen.

3.2 wenn der/die Führer des Luftfahrzeugs bei Eintritt des Scha
denereignisses die vorgeschriebenen Erlaubnisse und erforderli
chen Berechtigungen oder wetterbedingte Freigabe hatte/n. Das
Fehlen der Erlaubnisse und Berechtigungen beelnfiusst den Versi
cherungsschutz nicht, wenn das Luftfahrzeug ohne Wissen, Willen
und Verschulden des Versicherungsnehmers geführt wurde.

4. Sofern eine Stilliegeversicherung besteht, umfasst der Versiche
rungsschutz lediglich das Ruherisiko, Triebwerksprobeläufe und
Rollvorgänge, die nicht mit einem Flug zusammenhängen.

5. Aus dem Versicherungsschein, seinen Nachträgen oder dem An
trag ergibt sich die Art der Versicherung, sowie für welche Luftfahr
zeuge, Verwendungszwecke, berechtigte Luftfahrzeugführer und
Tätigkeiten jeweils Versicherungsschutz besteht.

§ 2 Geltungsbereich

Der Versicherungsschutz gilt weltweit mit Ausnahme der USA für
alle während der Versicherungszelt eintretenden Versicherungsfälle.

§ 3 Ausschlüsse

1. Kein Versicherungsschutz besteht für Schäden

1.1 die zusammenhängen mit Kriegs-, Bürgerkriegsereignissen, an
deren feindseligen Handlungen, Aufstand, Revolution, Rebellion,
Streik, Aussperrung, Aufruhr, inneren Unruhen, Arbeitsunruhen, Ter
ror- oder Sabotageakten, Flugzeugentführung, Beschlagnahme und
sonstigen Verfügungen von Hoher Hand;

12 die zusammenhängen mit jeder Explosion einer KriegswafTe un
ter Anwendung atomarer Kerrispaitung und/oder Kernfusion, sons
tiger radioaktiver Strahiungseinwirkung und mit jeglicher explosiven
nuklearen Baugruppe oder Teilen davon;

1.3 die darauf zurückzuführen sind, dass das ä>g6stellte Luftfahr

zeug nicht In zumutbarer Weise oder gemäß den Anweisungen des
Herstellers gesichert war;

1.4 die der Versicherungsnehmer oder seine Leute verursachen
durch Arbeiten am Luftfahrzeug, und zwar an dem Teil einer Bau
gruppe (technische Einheit) des Luftfahrzeugs, das unmittelbar Ge
genstand der Arbeiten ist (Bearbeitungsfehler}. Ist das Luftfahrzeug
als Ganzes Gegenstand einer Bearbeitung, gilt dieser Ausschluss
nur bezüglich der Teile, auf die unmittelbar eingewirkt wurde;

1.5 die unmittelbar durch Fehlbedlenung oder unmittelbar durch
innere Betriebsvorgänge verursacht sind oder die Folge von
betriebsbedingt unvermeidbaren, notwendigen oder in Kauf
genommenen Einwirkungen sind (Betriebsschaden];

1.6 aus innerer Ursache am Triebwerk (durch separaten Vertrag
kann jedoch ggf. Versicherungsschutz vereinbart werden);

1.7 am Triebwerk, Triebwerksschacht, den zugehörigen Kompo
nenten und Verkleidungen durch dort liegen gebliebene Gegen
stände (z.B. vergessenes Werkzeug);

1.8 durch Abnutzung, Verschleiß, allmähliche Einwirkungen, Alte
rung, Korrosion, Feuchtigkeit sowie durch Frost;

1.9 wie Verlust von

- Flugkraftstoffen
- Gasfüllungen von Ballonen und Luftschiffen
unabhängig davon, ob die Kosten als Folgeschäden anfallen oder
nicht;

1.10 durch Fehler oder Mängel des Luftfahrzeugs, die dem Versi
cherungsnehmer bekannt waren oder sein mussten;

1.11 die auf Vorsatz des Versicherungsnehmers zurückzuführen
sind. Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall grob
fahrlässig herbei, Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung In
einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers
entsprechenden Verhältnis zu kürzen.

Nach dem Vertrag als berechtigt genannte Luftfahrzeugführer, die
das Luftfahrzeug mit Zustimmung des Versicherungsnehmers
und/oder Halters gebraucht haben, nimmt der Versicherer nur in
Regress bei vorsätzlicher oder grobfahrlässiger Schadenverursa
chung. Bei grob fahrlässiger Schadenverursachung Ist der Versi
cherer berechtigt, seinen Regressanspruch in einem der Schwere
des Verschuldens des berechtigten Luftfahrzeugführers entspre
chenden Verhältnis zu bemessen. § 11 bleibt unberührt.

1.12 durch explosive oder selbstentzündliche Gegenstände oder
Flüssigkeiten an Bord, mit Ausnahme von Betriebsstoffen und
Signalmitteln;

1.13 beim Transport von Luftfahrzeugen oder -teilen einschließlich
Be- und Entladen; diese Transporte können durch gesonderte Ver
einbarung eingeschlossen werden. Straßentransporte von Segel
flugzeugen, Motorseglern und Ballonen, ferner Transporte von Luft
fahrzeugen oder -teilen Im Zusammenhang mit einem entschädi-
gungspflichtigen Schaden sind auch ohne ijesondere Vereinbarung
versichert. Wird während eines derartigen Transportes eines at^ge-
bauten Teils ersatzweise ein Austauschteil eingebaut, stellt dies
eine GefahrertiÖhung im Sinne von § 7 dar, die anzeigepflichtig ist.

1.14 durch Unterschlagung sowie durch Diebstahl von Teilen und
Instrumenten, die nicht fest mit dem Luftfahrzeug verbunden sind;

1.15 wenn oder soweit eine Feuer- oder andere Sachversicherung
leistungspfiichtig ist.

EA02.11/08. SAel



2. Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn

2.1 der Versicherungsnehmer räch Abschluss des Vertrages ohne
Zustimmung des Versicherers das Risiko erhöht oder eine solche
Erhöhung einem Dritten gestattet;

2.2 das Luftfahrzeug durch andere als nach dem Versicherungsver
trag als berechtigt genannte Luftfahrzeugführer geführt oder zu an
deren als den versicherten Zwecken verwendet wurde; dies gilt
nicht bei Flügen durch einen luftfahrttechnischen Betrieb, die zur
Erfüllung der werkvertragilchen Leistung erforderlich sind und bei
Übungsflügen mit einem Fluglehrer.

§ 4 Beginn und Ende des Versicherungsschutzes

1. Der Versicherungsschulz beginnt, sobald der erste Beitrag
gezahlt ist, jedoch frühestens zu dem Im Versicherungsschein
angegebenen Zeitpunkt. Wird der erste Beitrag erst danach an
gefordert, dann aber Innerhalb von 14 Tagen gezahlt, beginnt der
Versicherungsschutz zu dem Im Vwslcherungsschein angegebenen
Zeitpunkt.

2. Der Vertrag endet durch schriftliche Kündigung eines der Ver
tragspartner zum Ablauf der vereinbarten Dauer von einem Jahr.
Die Kündigung muss spätestens drei Monate vor dem ̂lauf zuge
gangen sein; anderenfalls verlängert sich der Vertrag jeweils um ein
Jahr.

3. Das Versicherungsverhältnis kann von jedem Vertragspartner
nach Eintritt eines Versicherungsfalles schriftlich gekündigt werden.
Die Kündigung muss spätestens drei Monate nach Leistung oder -
Im Fall eines Rechtsstreltes - nach Anerkenntnis. Vergleich oder
Rechtskraft des Urteils zugegangen sein.

Kündigt der Versicherer, wird seine Kündigung einen Monat ab Zu
gang beim Versicherungsnehmer wirksam.

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird die Kündigung sofort nach
Zugang beim Versicherer wirksam. Er kann jedoch t)estlmmen,
dass die Kündigung zu einem späteren Zeltpunkt, spätestens je
doch zum Ende des laufenden Versicherungsjahree, wirksam wird.

4. Der Vertrag endet ohne Kündigung zum vorgesehenen Zeltpunkt,
wenn die vereinbarte Dauer weniger als ein Jahr beträgt.

§ 5 Beitragszahlung, Fälligkeit, Verzug

1. Der Versicherungsnehmer hat, wenn nichts anderes bestimmt
Ist, den ersten cder einmaligen Beitrag einschließlich der Verslche-
rungssteuer unverzüglich nach Abschluss des Versicherungsvertra
ges zu zahlen. Folgebeiträge werden zu Beginn des jeweiligen Bei
tragszeitraumes fällig.

2. Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Bei
trag nicht rechtzeitig, sondern zu einem spateren Zeltpunkt, be
ginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nicht
zahlung nicht zu vertreten hat.

Der Versicherer kann sich auf seine Leistungsfreiheit nur berufen,
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung In
Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungs
schein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags hinge
wiesen hat.

Wird der erste oder einmalige Bertrag nicht rechtzeitig gezahlt,
kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange der Beilrag
nicht gezahlt Ist. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer
nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

Im Falle des Rücktritts kann der Versicherer eine angemessene
Geschäftsgebühr verlangen.

3. Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versi
cherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform
eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen setzen. Ist der Ver-

sldierungsnehmer nach Ablauf dies»" Frist mit der Zahlung des
Beitrages, der angegebenen Zinsen oder der angegebenen Kosten
in Verzug, gilt folgendes:

3.1 Für Schäden, die nach Ablauf dieser Frist eintreten, best^
kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer mit der
Fristbestimmung auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurde.

3.2 Der Versicherer kann den Vertrag fristlos kündigen. Die Kündi
gung kann bereits zusammen mit der Bestimmung der Zahlungs
frist ausgesprochen werden. In diesem Fall wird die Kündigung
zum Fristablauf wirksam, wenn in dem Kündigungsschreiben hie
rauf hingewiesen wurde. Die Wirkungen der Kündigung entfallen,
wenn die Zahlung Innerhalb eines Monats nach der Kündigung
oder, falls die Kündigung mit der Bestimmung der Zahlungsfrist
verbunden war, innerhalb eines Monats nach /üsiauf der Zahlungs
frist nachgeholt wird. Jedoch besteht für einen zwischenzeitlich
eingetretenen Schaden kein Versicherungsschutz.

3.3 Bei Teilzahlung des Jahresbeitrages werden die noch ausste
henden Raten des Jahresbeitrages sofort fällig.

4. Ist vereinbart, dass der Versicherer die jeweils fälligen Beiträge
von einem Konto einziehen darf und kann ein Beitrag aus Gründen,
die der Versicherungsnehmer zu vertreten hat, nicht fristgerecht
eingezogen werden oder widerspricht der Versidierungsnehmer ei
ner berechtigten Einziehung von seinem Konto, gerät er in Verzug
und der Versicherer kann dem Versicherungsnehmer auch die da
raus entstehenden Kosten In Rechnung stellen. Der Versicherer Ist
zu weiteren Abbuchungsversuchen berechtigt, aber nicht verpflich
tet. Ist der Einzug aus Gründen, die der Versicherungsnehmer nicht
zu vertreten hat, nicht möglich, kommt er erst in Verzug, wenn er
nach Aufforderung In Textform nicht fristgerecht zahlt. Kann auf
grund eines Widerspruchs oder aus anderen Gründen ein Beitrag
nicht eingezogen werden, kann der Versicherer von weiteren Einzie
hungsversuchen absehen und den Versicherungsnehmer In Text-
form zur Zahlung durch Überweisung auffordern,

5. Bei vorzeitiger Beendigung des Versicherungsschutzes oder des
Vertrages hat der Versicherer nur Anspruch auf den Teil des Beitra
ges, der der abgelaufenen Vereicherungszeit entspricht.

Abweichend hiervon kann der Versicherer dann, wenn er das Versl-
cherungsverhältnis durch Rücktritt wegen einer Verletzung der An-
zeigepfllcht oder durch Anfechtung wegen arglistiger Täuschung
beendet hat, die Prämie bis zum Wirksamwerden der Rücktritts
oder Anfechtungserklärung verlangen. Dies gilt auch, wenn der Ver
sicherungsschutz In diesen Fällen rückwirkerxl entfällt.

6. Endet das Versicherungsverhältnis durch Totalschadenfall und
hat der Versicherer hierfür eine Leistung erbracht, gebührt Ihm der
volle Beitrag für das gesamte Verslcherungsjahr.

§ 6 Umfang der Leistung

1. im Totalschadenfall ersetzt der Versicherer den Wiederbeschaf
fungswert (ohne Wiederbeschaffungskosten) bei Schadeneintritt.
Jedoch nur bis zur Höhe der Versicherungssumme. Bei vereinbar
tem Taxwert wird dieser ersetzt, soweit keine Überversicherung [ge
steht. Wiederbeschaffungswert ist der Kaufpreis, den der Versiche
rungsnehmer aufwenden muss, um ein gleichwertiges Luftfahrzeug
zu erwerben. Überversicherung liegt vor, wenn bei Vertragsab-
schluss der Taxwert den Wiederbeschaffungswert erheblich üt>er-
stelgt. Ein Totalschaden liegt vor, wenn die Kosten der Wiederher
stellung den Wiedert>eschaffungswert oder Taxwert des Luftfahr
zeugs voraussichtlich erreichen oder das Luftfahrzeug unwieder
bringlich verloren Ist. Es gilt auch als unwiederbringlich verloren,
wenn die Kosten für Suche, Bergung, Traisport und Wiederh^teF
lung den Wiederbeschaffungswert bzw. Taxwert err^chen.

1.1 Vom Wiederbeschaffungs- oda- Taxwert werden abgesetzt eine
vereinbarte Selbstbeteiligung sowie der vom Versicherer festge
stellte Wert der verwertbaren Teile, soweit nicht der Versicherer die
Verwertung übernimmt. Bis zur Entscheidung des Versicherers hie
rüber, darf der Versicherungsnehmer nur mit Zustimmung des Ver-
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sicherers Ober das beschädigte Luftfahrzeug oder Teile davon ver
fügen. Der V«eich«er ist ermächtigt, aber nicht verpflichtet, über
verwertbare Teile auf eigene Rechnung zu verfügen. In diesem Fall
hat der Versicherungsnehmer, entsprechend dem Verlangen des
Versicherers, das Luftfahrzeug oder Teile davon sowie alle dazuge
hörigen Dokumente zur Verfügung zu stellen und die zur Eigen
tumsübertragung oder Umschreibung erforderlichen Erklärungen
abzug^en bzw. den Versicha'er hierzu zu t>evollmächtigen.

1.2 Neben der Entschädigungsleistung für das totalbeschädigte
Uiftfahrzeug werden nachgewiesene Aufwer>dungen erstattet

1.2.1 für Suche. Bergung und Transport bis Insgesamt EÜR
10.000.-

1.2.2 für Entsorgung nicht mehr verwertbarer Teile oder Reste bis
EÜR 5.000,-.

2. Im Teilschadenfall ersetzt der Versicherer die schadenbedingten
Aufwendungen für die Wiederherstellung des Luftfahrzeugs, bei
Abhandenkommen oder Zerstörung von Instrumenten und Teilen
deren Wiederbeschaffungswert, jeweils unter Abzug der vereinbar
ten Selbstbeteiligung. Ein Teilschadenfall liegt vor, wenn die Kosten
der Wiederherstellung eines Luftf^rzeugs den in Ziffer 1 beschtie-
l^nen Lelstungsumfang nicht erreichen.

2.1 Erstattungsfähig sind nachgewiesene Aufwendungen für

2.1.1 Suche, B«gung und Transport des beschädigten Luftfahr
zeugs bis EUR 10.000,- bei Luftfahrzeugen mit einer Versiche
rungssumme bis EUR 100.000,-. Bei Luftfahrzeugen mit höherer
Versicherungssumme 10% daraus, max. EUR 100.000,-. Höhere
Aufwendungen für Suche, Bergung und Transport des beschädig
ten Luftfahrzeugs können erstattet werden, wenn sie im Interesse
des Kaskoversicherers geboten waren und zusammen mit den vo
raussichtlichen Aufwendungen für die Wiederherstellung die Versi
cherungssumme nicht erreichen. Ersetzt werden Kosten für den
Transport vom Unfallort zu der vom Versicherer genehmigten Repa
raturstelle und zurück zum regelmäßigen Standort. Kosten, die auch
ohne Schadenereignis entstanden wären, um das Luftfahrzeug zum
regelmäßigen Standort zu verbringen, werden nicht erstattet.

2.1.2 Material und Ersatzteile sowie Arbeltslöhne ohne EH- und

Überstundenzuschläge

2.1.3 Werkstatt- und Abnahmeflüge

2.1.4 die erfcM'derllche Entsorgung schadenbedingt ausgetauschter
Betriebsstoffe und Teile des Luftfahrzeugs bis EUR 5.000,-.

2.2 Zum Nachwels der zu erstattenden Aufwendungen sind dem
Versicherer die Belege einschließlich etwaiger Fremdrechnungen Im
Original vorzulegen. Der luftfahrttechnische Betrieb Ist bei Auftrags
erteilung vom Versicherungsnehmer hierauf hinzuweisen. Fremd
rechnungen in anderer als der Vertragswährung werden zu dem am
Tag Ihrer Erstellung gültigen Kurs umgerechnet.

2.3 Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er das Luftfahrzeug
nicht wiederherstellen lässt, leistet der Versicherer eine angemes

sene Entschädigung unter Zugrundelegung des günstigsten Kos
tenvoranschlags ohne Mehrwertsteuer, maximal die Differenz zwi
schen dem Wiederbeschaffungswert und dem bei Veräußerung des
beschädigten Luftfahrzeugs erzielbaren Erlös. In diesem Fall verrirv
gert sich die Versicherungssumme um die Höhe der Entschädi
gungsleistung.

2.4 Für den Fall der Unterversicherung ist der Versicherer nur ver
pflichtet, die Leistungen nach dem Verhältnis der Versicherungs
summe zu dem Versicherungswert zu erbringen. Eine Unterversi
cherung liegt vor. wenn die Versicherungssumme erheblich niedri
ger ist der Versicherungswert zur Zeit des Eintritts des Versiche
rungsfalls.

3. Der Versicherer ütsemlmmt auch die Kosten der von ihm beauf

tragten Sachverständigen sowie die Kosten für die Erstellung von
ihm angeforderter Kostenvoranschläge.

4. Im Fall von Entwendung oder Verschollenhert wird, abweichend

von § 14 WG, nicht vor Ablauf einer dreimonatigen Frist geleistet.

Diese Frist beginnt mit d«ii Versicherungsfall.

5. Ist die Leistungspflicht des V^sichere^ dem Grunde und der
Höhe nach festgesteitt, so hat die ̂ szahiung der Entschädigung
binnen zwei Wochen zu erfolgen. Einen Monat nach Anzeige des
Schadens kann als /U^schlagszahlung der Betrag beansprucht wer
den, der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist.

Zinsen auf die Entschädigung werden erst nach Ablauf von zwei
Wochen ab Fälligkeit gezahlt.

Der Lauf der Fristen ist gehemmt, scHange Infolge Verschuldens
des Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder
nicht gezahlt werden kann.

Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben,

- solange Zweifel an der Empfangsberechtfgung des Versiche
rungsnehmers bestehen,

- wenn gegen den Vereicherungaiehmer aus Anlass des Versiche
rungsfalls ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren aus
Gründen eingeleitet worden Ist, die auch für den Leistungsan
spruch rechtsertieblich sind, bis zum rechtskräftigen Abschluss
dieses Verfahrens.

§ 7 Gefahrerhöhung

1. Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Vertrags
erklärung des Versicherungsnehmers die tatsächlich vorhandenen
Umstände so verändert werden, dass der Eintritt des Versiche-
rungsfalls oder eine Vergrößerung des Schadens oder die unge
rechtfertigte Inanspruchnahme des Versicherei? wahrscheinlicher
wird.

Eine Qefahrerhöhung nach Absatz 1 liegt nicht vor, wenn sich die
Gefahr nur unerheblich erh^ hat oder nach den Umständen als

mitversichert gelten soll.

2. Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungs
nehmer ohne Einwilligung des Versicherers keine Gefahrerhöhung
vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.

Erkennt der Vsrsicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne Ein
willigung des Versicherers eine Gefahrerhöhung vorgenommen
oder gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer unverzüglich
anzeigen.

Tritt nach Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers
eine Gefahrerhöhung unabhängig von seinem Willen ein, hat er die
Gefahrerhöhung unverzüglich anzuzeigen, nachdem er davon
Kenntnis erlangt hat.

3. Verletzt der Versidierungsnehmer eine Pflicht nach Ziffer 2 Ab
satz 1 kann der Versicherer den Vertrag Innerhalb eines Monats
fristlos kündigen, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die
Pflicht weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt. Beruht die
Verletzung der Pflicht auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versi
cherer unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine Pflicht nach Ziffer 2 Absatz
2 oder 3, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer
Frist von einem Monat kündigen.

4. Statt zu kündigen, kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der
Qefahrerhöhung eine seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechende
erhöhte Prämie verlangen oder die Absicherung der erhöhten Ge
fahr ausschulen.

Erhöht sich die Prämie In einem solchen Falle um mehr als 10 %

oder schließt der Versicherer die Absicherung der erhöhten Gefahr
aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines
Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhal
tung einer Frist kündigen.

5. Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsanpas

sung erlöschen, wenn sie nicht innettalb eines Monats ab Kenntnis
des Versicherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder
wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhö
hung bestand.
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6. Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, ist der
Versicherer zur Leistung nicht verpflichtet, wenn der Versicherungs
nehmer seine Pflicht nach Ziffer 2 Absatz 1 vorsätzlich verletzt hat.

Bei grob fahrlässiger Verletzung ist der Versicherer berechtigt, seine
Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Ver
schuldens des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorlie-
gen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu
beweisen.

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Pflicht nach Ziffer 2 /tosatz
2 oder 3 vorsätzlich, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflich
tet, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat nach dem
Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zuge
hen müssen. Der Versicherer bleibt jedoch zur Leistung verpflichtet,
wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die
Anzeige hätte zugegangen sein müssen, bekannt war.

Bei grob fahrlässiger Ver1et2iing einer Pflicht nach Ziffer 2 Absatz 2
oder 3 ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung In einem der
Schwere des Verschuldens entsprechenden V^ältnis zu kürzen.
Die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit
trägt der Versicherungsnehmer.

Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt in jedem Falle beste
hen, soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahr
erhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des Versicherungsfalles
oder den Umfang seiner Leistungspflicht war oder wenn zur Zeit
des Eintritts des Versichenjngsfalls die Frist für die Kündigung des
Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt war.

§ 8 Obliegenheiten
nach Eintritt des Versicherungsfalles

1. Jeder Schadenfall ist dem Versicherer oder der Im Versiche
rungsschein bezeichneten Stelle unverzüglich anzuzeigen. Die
erste Meldung soll enthalten;
-Typ, Kennzeichen, Zeltpunkt. Ort, vermutliche Ursache und unge
fähres Ausmaß des Schadens,

- Adresse, Telefon-, Fax-Anschluss, E-Mall-Adresse der für das be
schädigte Luftfahrzeug Verantwortlichen.

2. Der Versicherungsnehmer hat die Weisungen des Versicherers
abzuwarten: er ist berechtigt, bei zwingender Notwendigkeit, ins
besondere Verkehrsbehlnderung oder bedrohlicher Wetterlage, das
beschädigte Luftfahrzeug vom Schadensort zu entfernen. In die
sem Fall sind Fotos des Luftfahrzeugs in der Lage, in der es sich
unmittelbar nach dem Schadenereignis befindet, anzufertigen und
dem Versicherer zur Verfügung zu stellen.

3. Nach der ersten Meldung sind dem Versicherer unverzüglich die
Schadenanzeige und ein Bericht des verantwortlichen Luftfahr
zeugführers, beides unter Verwendung der Formulare des Versiche
rers, einzusenden.

4. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, alles zu tun, was zur
Aufklärung des Sachverhaltes und zur Vermeidung weiteren Scha
dens dienen Kann. Er hat die Weisungen des Versicherers und des
von Ihm beauftragten Sachverständigen wegen der weiteren Be
handlung des Schadens zu befolgen, insbesondere hat er dem Ver
sicherer das versicherte Luftfahrzeug sowie alle dazugehörigen Un

terlagen zugänglich zu machen. Der Versicherer ist berechtigt, Teile
des beschädigten Luftfahrzeugs zu Prüfzwecken zu entnehmen.
Soweit dritte Personen oder amtliche bzw. private Stellen mit der

Untersuchung, Prüfung und Reparatur des Luftfahrzeugs befasst
sind, ist der Versicherer ermächtigt, von diesen alle zweckdienli
chen Auskünfte einzuholen.

5. Über die Reparaturstelle entscheidet der Versicherer oder von
Ihm beauftragte Sachverständige durch Reparaturfreigabe. Den
Reparaturauftrag hat der Versicherungsnehmer oder sonst dazu
Berechtigte zu erteilen. Weisungen und Reparaturfreigaben enthal
ten keine Anerkennung der Leistungspflicht des Versicherers.

6. Schäden durch Brand und strafbare Handlungen (z.B. Diebstahl,
Sachbeschädigung) sind unverzüglich auch der zuständigen Poli-
zeidi^tstelie anzuzeigen; bei Diebstahl ist zusätzlich eine Liste al

ler In Verlust geratenen Sachen unter Angabe von Typ, Werk-Num
mer und Baujahr einzureichen. Eine Bescheinigung der Polizei ist
der Schadenmeldung beizufügen. Wird aus Anlass eines Schaden-
f^les ein behördliches oder gerichtliches Verfahren eingeleitet, hat
der Versicherungsnehmer dem Versicherer hiervon unverzüglich
Kenntnis zu geben, auch wenn der Schaden schon gemeldet ist.

7. Der Versicherungsnehmer darf zu Lasten des Versicherers einen
ihm zustehenden Schadensersatzanspruch nicht aufgeben oder
vor Eintritt des Schadenereignisses ohne Zustimmung des Versi
cherers auf künftige Ersatzansprüche verzichten. Innerhalb von Ver
einen und Haltergemeinschaften darf nur auf solche künftigen Er
satzansprüche nicht verzichtet werden, die auf Vorsatz oder grober
Fahrlässigkeit beruhen.

8. D«' Versicherungsnehmer ist verpflichtet, beim Eintritt des Versi
cherungsfalles nach Möglichkeit für die Abwendung und Minde
rung des Schadens zu sorgen und dabei die Weisungen des Versi
cherers zu befolgen; er hat, wenn die Umstände es gestatten, diese
Weisungen einzuholen.

Der Versicherer erstattet dem Versicherungsnehmer Aufwendun
gen, die ihm durch Befolgung einer Obliegenheit entstehen, soweit
der Versicherungsnehmer diese nach den Umständen für geboten
halten durfte. Dies gilt auch, wenn die Aufwendungen des Versiche
rungsnehmers erfolglos bleiben. Wenn der Versicherungsnehmer
es verlangt, leistet der Versicherer einen Vorschuss in Höhe des für
die Aufwendungen erforderlichen Betrages. Ist der Versicherer be
rechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den Aufwendungs
ersatz entsprechend kürzen. Soweit Aufwendungen zusammen mit
der sonstigen Entschädigung die Versicherungssumme überschrei
ten, erstattet der Versicherer diese nicht, es sei denn, diese Auf
wendungen erfolgten gemäß den Weisungen des Versicherers.

§ 8 Folgen von Obliegenheitsverletzungen

Wird eine Obliegenheit verletzt, die gegenüber dem Versicherer vor
Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen ist, so kann der Versiche
rer den Vertrag innerhalb eines Monats, nachdem er von der Verlet
zung Kenntnis erlangt hat, fristlos kündigen. Der Versicherer hat je
doch kein Recht zur Kündigung, wenn der Versicherungsnehmer
nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder auf Vorsatz
noch auf grober Fahrlässigkeit beruht.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit vorsätzlich, ist
der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung befreit. Bei grob
fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berech
tigt, die Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Ver
sicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Eine Kür
zung unterbleibt, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass
keine grobe Fahrlässigkeit vorliegt.

Der Versicherer bleibt jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit der
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung
weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des
Versicherers ursächlich ist. Das gilt nicht, wenn der Versicherungs
nehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes
hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls beste
henden Auskünfte- oder Aufklärungspflichtobliegenheit zur Voraus
setzung. dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch ge
sonderte Mitteilung In Textfomn auf diese Rechtsfolge hingewiesen
hat.

§ 7 und § 11 bleiben unberührt.

§ 10 Rechtsverhältnisse
am Vertrag beteiligter Personen

1. Die Versicherungsansprüche können ohne Genehmigung des
Versicherers weder übertragen noch verpfändet werden.

2. Soweit sich die Versicherung auf andere Personen als den Ver^
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cherungsnehmer erstreckt, finden die in diesen Bedingungen ent
haltenen Regelungen auch auf diese Personen sinngemäße An
wendung.

§ 11 Vorvertragliche Anzelgepfllchten
des Versicherungsnehmers

1. Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragser
klärung alle ihm bekannten Gefahrumstände, nach denen der Versi
cherer in Textform gefragt hat und die für den Versicherer erheblich
sind, in Textform wahrtieitsgemäß und vollständig anzuzeigen.
Stellt der Versicherer in Textform noch weitere Fragen, bevor er den
Antrag des Versicherungsnehmers auf Abschluss des Versiche
rungsvertrages angenommen hat, ist der Versicherung^ehmer
auch Insoweit zur Anzeige gefahrerheblicher Umstände verpflichtet.

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den Ent-
schluss des Versicherers Einfiuss auszuüben, den Vertrag über
haupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen.

Wird der Vertrag von einem Bevollmächtigten des Versicherungs
nehmers oder einem Vertreter ohne Vertretungsmacht geschlossen
und kennt dieser den gefahrerhebiichen Umstand, muss der Versi
cherungsnehmer sich so behandeln lassen, als hätte er selbst da
von Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen.

2. Verletzt der Versicherungsnehmer eine Anzeigepflicht nach Ziffer
1,80 kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten.

Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungs
nehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter die unrichtigen oder
unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig
gemacht hat.

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Ver
letzung der Anzeigepflicht ist ausgeschlossen, wenn der Versiche
rungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände - wenn auch zu anderen
Bedingungen - geschlossen hätte.

3. Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz.

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfailea zurück, darf
er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versiche
rungsnehmer nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig ange
zeigte Umstand weder für den Eintritt des Versicherungsfalles noch
für die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich war.
Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, wenn
der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat.

Der Versicherer behält seinen Anspruch auf den Teil des Beitrages,
der der bis zum Wirksamwerden der RücktrittserWärung abgelaufe
nen Vertragszeit entspricht.

4. Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die
Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober
Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter Ein
haltung einer Frist von einem Monat kündigen.

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungs
nehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände - wenn auch zu anderen
Bedingungen - geschlossen hätte.

5. Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, well er
den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände,
aber zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die an
deren Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend
Vertragsbestandteil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverlet
zung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedingungen ab der
laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Eitiöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als
10 % oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den
nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer
den Verelcherungsvertrag unter Einhaltung einer Kündigungsfrist
von dnem Monat nach Zugang der Mitteilung des Versicherers
ohne Einhaltung einer Frist schriftlich kündigen.

6. Der Versicherer muss die Ihm nach den Ziffern 2 bis 5 zustehen

den Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der
Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht t>egrün-
det, Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die er
seine Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur
Begründung seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die Monats
frist nicht verstrichen ist.

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 2 bis 5 nur zu,

wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in
Textform auf die Folgen einer Anzelgepfiichtverletzur^g hingewiesen
hat. Die Rechte sind ausgeschlossen, wenn der Versicherer den
nicht angezeigten Umstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige
kannte.

7. Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täu
schung anzufechten, bleibt unberührt. Im Falle der Anfechtung
steht dem Versicherer der Teil des Beitrags zu, der bis zum Wirk
samwerden der Anfechtungserklärung der abgelaufenen Vertrags
zeit entspricht.

§ 12 Regress

1. Steht dem Versicherungsnehmer ein Anspruch auf Ersatz des
Schadens gegen einen Dritten zu, geht der Anspruch auf den Versi
cherer über, soweit dieser den Schaden ersetzt. Der Versicherungs
nehmer hat den Regressanspruch gegen den Dritten oder ein zur
Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der
geltenden Form- und Fristvorschriften zu wahren und bei dessen
Durchsetzung durch den Versicherungsnehmer mitzuwirken, soweit
dies erforderlich Ist. Er hat Insbesondere auf Verlangen den An
spruch Im eigenen Namen gerichtlich geltend zu machen, Die Kos
ten hat der Versicherer zu tragen und auf Verlangen vorzuschießen.
Bei Verletzung dieser Obliegenheit gilt § 9 entsprechend.

2. Bleibt Im Fall einer grobfahrlässlgen Schadenverursachung des
V^icherungsnehmers der Versicherer aufgrund und im R^men
besonderer Vereinbarungen - z.B. Sicherungsschein oder Siche
rungsvereinbarung - Dritten zur Leistung verpflichtet, hat der Versi
cherer gegenüber dem Versicherungsnehmer insoweit einen Rück-
zahlungs- bzw. Regressanspruch.

§ 13 Verjährung

1. Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in dr^
Jahren. Die Verjährungsregelungen richten sich nach den allgemei
nen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches.

2. ist ein Anspruch aus dem Vorsicherungsvertrag beim Versiche
rer angemeldet worden, ist die Verjährung bis zu dem Zeitpunkt ge
hemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers dem Anspruch
steller in Textform zugeht.

§ 14 Sachverständigenverfahren

1. Bei Meinungsverschiedenheiten über die Höhe des Schadens,
des Wiederbeschaffungswertes sowie über Art und Umfang der er
forderlichen Wiederherstellungsarbeiten entscheidet ein Sachver-
ständigenausschuss.

2. Der Ausschuss besteht aus zwei Mitgliedern, von denen der Ver
sicherer und der Versicherungsnehmer je eines benennen. Wenn
der eine Vertragsteil innerhalb zweier Wochen nach schtiftllch«"
Aufforderung sein Ausschussmitglied nicht benennt, wird auch die
ses von dem anderen Vertragstell benannt.

3. Soweit sich die Ausschussmitgiieder nicht einigen, entscheidet
Innerhalb der durch ihre Abschätzung gegebenen Grenzen ein Ob
mann, der vor Beginn des Verfahrens von ihnen gewählt werden
soll. Einigen sie sich über die Person des Obmannes nicht, wird er
durch das Luftfahrt-Bundesamt ernannt.

4. Ausschussmitglieder und Obleute dürfen nur Luftfahrtsachver-
ständige sein.
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5. Bewilligt der Sachverständigenausschuss die Forderungen des
Versicherungsnehmers, hat der Versieh«^ die Kosten voll zu tra
gen. Kommt der Ausschuss zu einer Entscheidung, die über das
Angebot des Versicherers nicht hinausgeht, sind die Kosten des
Verfahrens vom Versicherungsnehmer zu tragen. Liegt die Ent
scheidung zwischen Angebot und Forderung, sind die Kosten ver
hältnismäßig zu verteilen.

§ 15 Gerichtsstand, geltendes Recht

1. Dem Versicherungsvertrag liegt das Recht der Bundesrepublik
Deutschland zugrunde.

2. Für Klagen, die aus dem Versichoungsvertrag gegen den Versi
cherer erhoben werden, t>estimmt sich die gerichtliche Zuständig

keit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versiche

rungsvertrag zuständigen Niederiassung. Ist der Versicherungs
nehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich zustän

dig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klage-
erhebung seinen V/ohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, sei
nen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Diese Regelung gilt nicht für ju
ristische Personen.

3. Ist der Versicherungsnehmer eine naturliche Person, müssen

Klagen des Versicherern gegen Ihn bei dem Gericht erhoben wer
den, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klage
erhebung seinen Wohnsitz oder, falls kein Wohnsitz besteht, seinen
gewöhnlichen Aufenthalt hat.

Für Klagen gegen juristische Personen bestimmt sich das zuständi
ge Gericht nach deren Geschäftssitz oder Niederlassung. Sofern
nach dem Gesetz weitere Gerichtsstände bestehe, kann derV^i-

cherer Klagen auch dort erheben.

4. Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthaltsort des Versi
cherungsnehmers im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht t}ekannt,
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem
Versicherungsvertrag nach dem Geschäftssitz des Versicherers
oder nach dem Sitz der den Versicherungsnehmer betreuenden
Niederiassung. Dies gilt entsprechend, wenn der Versicherungsneh
mer eine juristische Person und sein Geschäftssitz unbekannt ist.

5. Hat der Versicherungsnehmer bei Vertragsschiuss seinen Wohn
sitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort In Deutschland, und tritt ein
versichertes schädigendes Ereignis im Ausland ein. so können Kla
gen In diesem Zusammenhang nur vor einem deutschen Gericht er
hoben werden.

§ 16 Anzeigen und Willenserklärungen

1. Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen
sind In Textform abzugeben, sofern nicht etwas anderes bestimmt
ist. Sie sind an die im Versicherungsschein oder in dessen Nach
trägen als zuständig bezeichnete Stelle zu richten. § 8 Ziifer 1
bleibt unberührt.

2. Hat der Versicherungsnehmer seine Anschrift geändert, die Än
derung aber dem Versicherer nicht mrtgetellt. genügt für eine Wil
lenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzuge
ben Ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes nach der
letzten dem Versicherer bekannten Anschrift. Die Erklärung gilt drei
Tage nach der Absendung des Briefs als zugegangen.

3. Bei Namensänderungen gilt Ziffer 2 entsprechend.

4. Falls als Anschrift die gewerbliche Niederlassung des Versiche
rungsnehmers angegeben Ist, gilt bei Verlegung der gewerblichen
Niederlassung Ziffer 2 entsprechend.

BESONDERE BEDINGUNGEN

Flottenversicherung

1. Versichert sind sämtliche vom Versicherungsnehmer gehaltene

und/oder gecharterte Luftfahrzeuge ab Anmeldung beim Versicherer.

2. Bei einer RisikoverärKlerung, dazu zählen auch Ein- oder Aus

schlüsse von Luftfahrzeugen, Ist der Versicherer bereditigt, jeweils

die Vertragskonditionen anzupassen.

3. Sind, auch nur zeitweilig, weniger cils insgesamt drd Luftfahrzeu
ge versichert, entfällt der Flottenrabatt und die Versicherungen für
die verbleibenden Luftfahrzeuge werden auf Bnzelverträge umge

stellt.

Händler-Kaskoversicherung

1. Der Versicherungsschutz besteht für Luftfahrzeuge, die der Versi
cherungsnehmer ständig oder vorübergehend zu Verkaufezwecken

selbst hält oder die er zum Wiederverkauf übernimmt. Der Versi

cherungsschutz erstreckt sich auf das Bodenrisiko, Überführungs
flüge, Demonstrations- und Vorführungsflüge mit eigenen Piloten
des Versicherungsnehmers sowie auf Probeflüge von Kaufinteres
senten innerhalb Europas. Die Überlassung eines Luftfahrzeugs an
Dritte zu sonstiger Nutzung ist vom Versicherungsschutz nicht er-
fasst.

2. Der Versicherungsschutz für jedes Luftfahrzeug beginnt mit der
Übernahme durch den Versicherungsnehmer und erlischt mit der
Übergabe an den Erwerber.

3. Als Versicherungssumme gilt der Wiederbeschaffungswert des
Luftfahrzeugs, maximal die im Vertrag dokumentierte höchste Ein-
zeiversicherungssumme. Für Luftfahrzeuge, deren Wledertreschaf-

fungswert unter 20% des Neuwertes liegt, besteht Versicherungs

schutz nur nach vorheriger Abstimmung mit dem Versicherer,

4. Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer vierteljährlich eine
Meldeliste der versicherten Luftfahrzeuge mit folgenden Daten zur
Verfügung zu stellen: Luftfahrzeugtyp, Kennzeichen, Versicherungs

summe, Datum der Übernahme und Übergabe.

Werkstatt-Kaskoversicherung

1. Versicherungsschutz besteht nur für lizenzierte luftfahrttechni
sche Betriebe. Versichert sind Schäden an fremden Luftfahrzeugen,

die während der Dauer der Qefahrtragung bzw. der Tätigkeit des
Versicherungsnehmers daran Im Inland oder auf inländischen Be
triebsstätten eintreten. Versichert sind das Bodenrisiko sowie Pro

be- bzw. Abnahmeflüge. Der Versicherungsschutz umfasst auch
vom Luftfahrzeug abmontierte Teile, die zum Wiedereinbau be

stimmt sind, sofern sie im unmittelbaren Bereich des versicherten

Luftfahrzeugs abgestellt sind. Neuteile sind erst nach ElniDau In das

Luftfahrzeug versichert.

2. Der Versicherungsschutz je Luftfahrzeug beginnt mit der Über
nahme bzw. Aufnahme der Tätigkeit durch den Versicherungsneh
mer und endet mit dieser bzw. der Übergabe an den Auftraggeber.

3. Der Versicherer ersetzt über § 3 Ziffer 1.4 hinaus nicht Schäden

3.1 die sich während der Arbeiten an ausgebauten Triebwerken er
eignen,

3.2 an vom Luftfahrzeug abgebauten Tälen, wenn diese nicht zum
Wiedereinbau vorgesehen sind; der Deckungsschutz endet mit

dem Zeitpunkt der Ablösung dieser Teile vom Luftfahrzeug,

4. Luftfahrzeuge, deren Wiederbeschaffungswert über der im Versi
cherungsschein vereinbarten Höchstverslcherungssumme liegt

oder Luftfahrzeuge, die nach vorangegangenem Totalschaden zur

Wiederaufrüstung gegeben werden, fallen nicht unter den Versiche

rungsschutz.
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EURO AVIATION
VERSICHERUNGS'^^K AKTIENGESELLSCHAFT

HOCHALLEE 80 • 20149 HAMBURG • TELEFON: 040 / 44 59 41 ■ TELEFAX: 040 / 450 59 94

Luftfahrzeug-Vielschutz-Versicherung Nr. 0600-25347

Anlage zur Luftfahrtversicherung EA 2488

Name und Anschrift des Versicherungsnehmers

Gemeinschaft zur Förderung
der Flugsportler
Tannenweg 2
63937 Weilbach

ASBEST AUSSCHLUSS-KLAUSEL

Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden und Aufwendungen, die auf Asbest,
asbesthaltige Substanzen und Erzeugnisse zurückzufuhren sind.

Der Ausschluss gilt nicht, wenn die Schäden durch Absturz, Feuer, Explosion, Zusammenstoß
oder eine registrierte Notsituation eines Luftfahrzeuges während des Fluges, die einen
ungewöhnlichen Flugzustand bewirkt, verursacht werden bzw. diese genannten Tatbestände
zur Folge haben.

Ebenso bleiben sonstige plötzlich und unfallartig eintretende Schäden versichert.

Vorsitzender des Aufsichtsrats; Alexander Stuhlmann • Vorstand: Michael Fischer, Vorsitzender - Dr. Torsten Betze! • Sitz der Gesellschaft: Hamburg ■ Registergericht: Hamburg HRB 57950
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Anlage zur Luftfahrtversicherung AVN III 01.10.10

Name und Anschrift des Versicherungsnehmers

Gemeinschaft zur Förderung
der Flugsportler
Tannenweg 2
63937 Weilbach

Sanctions and Embargo Clause

Notwithstanding anything to the contrary in the Policy the following shall apply:

1. If, by virtue of any law or regulation which is applicable to an Insurer at the inception of this
Policy or becomes applicable at any time thereafter, providing coverage to the Insured is or
would be unlawful because it breaches an embargo or sanction, that Insurer shall provide no
coverage and have no liability whatsoever nor provide any defence to the Insured or make any
payment of defence costs or provide any form of security on behalf of the Insured, to the extent
that it would be in breach of such law or regulation.

2. In circumstances where it is lawful for an Insurer to provide coverage under the Policy, but the
payment of a valid and otherwise collectable claim may breach an embargo or sanction, then the
Insurer will take all reasonable measures to obtain the necessary authorisation to make such
payment.

3. In the event of any law or regulation becoming applicable during the Policy period which will
restrict the ability of an Insurer to provide coverage as specified in paragraph 1, then both the
Insured and the Insurer shall have the right to cancel its participation on this Policy In
accordance with the laws and regulations applicable to the Policy provided that in respect of
cancellation by the Insurer a minimum of 30 days notice in writing be given.
In the event of cancellation by either the Insured or the Insurer, the Insurer shall retain the pro
rata proportion of the premium for the period that the Policy has been in force. However, in the
event that the incurred Claims at the effective date of cancellation exceed the eamed or pro rata
premium (as applicable) due to the Insurer, and in the absence of a more specific provision in
the Policy relating to the retum of premium, any retum premium shall be subject to mutual
agreement. Notice of cancellation by the Insurer shall be effective even though the Insurer
makes no payment or tender of return premium.

AVN III 01.10.10

Vorsitzender des Aufsichtsrats: Alexander Stuhlmann • Vorstand: Michael Fischer. Vorsitzender - Dr. Torsten Betzel • Sitz der Gesellschaft; Hamburg • Registergericht: Hamburg HRB 57950
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Bestimmungen zum Versicherungsvertrag (BzV)

Anwendbares Recht, Vertragsgrundlagen

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. Grundlage dieses Vertrages sind
der Antrag, der Versicherungsschein und die Nachträge, jeweils ein
schließlich der darin genannten Vertragsbestandteile.

Beginn des Versicherungsvertrages

Der Versicherungsvertrag kommt zustande, sobald wir Ihren Antrag ange
nommen haben. Die Annahme erklären wir in der Regel durch die Über
sendung des Versicherungsscheins.

Widerrufsbelehrung für die
Luftfahrt Unfallversicherung

Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne An
gabe von Gründen in Textform (z. B. per Brief, Telefax oder E-mail) wider
rufen.

Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, die Ver
tragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbe
dingungen (EA 03), die weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2
des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung mit den §§ 1 bis 4
der WG-Informationspflichtenverordnung und diese Belehrung erhalten
haben. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absen-
dung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:

Euro-Aviation Versicherungs-Aktiengesellschaft
Hochallee 80

D-20149 Hamburg
info@euroavlatlon.de
Fax +49-40-450 59 94.

Widerrufsfolgen

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz
und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs
entfallenden Teil der Prämien, wenn Sie zugestimmt haben, dass der
Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil
der Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen
wir in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich um einen Betrag
in Höhe von 1/360 der im Versicherungsschein angegebenen Jahres
prämie pro Tag. Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt un
verzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs.
Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufs
frist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen
zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszu
geben sind.

Besondere Hinweise

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen
Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt ist, bevor

Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben,
ihre Euro-Aviation Versicherungs-AG

Fälligkeit des Beitrags

Der erste oder einmalige Beitrag wird sofort nach Abschluss des Versiche
rungsvertrages fällig, wenn nichts anderes bestimmt ist. In der Luftfahrt Un
fallversicherung wird der erste oder einmalige Beitrag abweichend davon
zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins fällig. Die Folgebel-
träge sind zu dem im Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung
angegebenen Zeitpunkt zur Zahlung fällig.

Folgen des Verzuges bei Nichtzahlung
des Erstbeitrags

Voraussetzung für den Versicherungsschutz Ist die rechtzeitige Zahlung des
ersten oder einmaligen Beitrags. Wenn dieser aus von Ihnen zu vertretenen
Gründen nicht unverzüglich. In der Unfallversicherung 14 Tage nach Fällig
keit, gezahlt wird und Sie mit der Zahlung In Verzug sind, beginnt der Ver
sicherungsschutz nicht zu dem Im Versicherungsschein angegebenen
Zeltpunkt. In diesem Fall entfällt auch ein vorläufiger Versicherungsschutz
rückwirkend.

Dasselbe gilt, wenn vereinbart ist, dass wir den ersten oder einmaligen Bei
trag von einem Konto einziehen und ein Beitrag aus von Ihnen zu vertrete
nen Gründen nicht abgebucht werden kann oder, wenn einer berechtigten
Einziehung widersprochen wird. Bitte vergewissern Sie sich deshalb, dass
der Beitrag von dem Konto sicher abgebucht werden kann.

Wenn Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig zahlen, kön
nen wir von dem Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag aus von Ihnen
zu vertretenen Gründen nicht gezahlt Ist. In diesem Fall können wir trotz
Leistungsfreiheit eine angemessene Geschäftsgebühr in Höhe von 30 %
der Prämie berechnen. Die Geltendmachung eines darüber hinaus gehen
den Schadens bleibt vorbehalten. Führt der Versicherungsnehmer den
Nachwels, dass dem Versicherer ein geringerer Schaden entstanden ist, so
gebührt ihm nur eine Geschäftsgebühr In Höhe dieses Schadens.

Haben Sie die rechtzeitige Zahlung des Beitrags versäumt und sind wir
nicht vom Vertrag zurückgetreten empfehlen wir Ihnen dringend, den Bei
trag sofort zu zahlen, damit Sie jedenfalls für die Zukunft Versicherungs
schutz haben.

Änderung der Anschrift oder des Namens

Bitte teilen Sie uns Änderungen Ihrer Anschrift (Wohnung oder Geschäft)
oder Ihres Namens zur Vermeidung von Nachteilen unverzüglich mit. Er
klärungen, die wir per Einschrelben an Ihre letzte uns bekannte Adresse
senden, gelten drei Tage nach der Absendung als Ihnen zugegangen.

Anzeigen und Erklärungen des Versicherers

Für unsere schriftlichen Anzeigen und Erklärungen genügt ein Computer-
Brief. auch wenn dieser nicht unterschrieben Ist.

Kopie der Erklärungen des Versicherers

Sie können jederzeit gegen Erstattung der Kosten Kopien der Erklärungen
fordern, die Sie mit Bezug auf den Vertrag abgegeben haben.

Inländische Gerichtsstände

Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag können Sie auch bei dem für un
seren Geschäftssitz zuständigen Gericht oder, wenn Sie eine natürliche Per
son sind, bei dem Gericht geltend machen, das für Ihren Wohnsitz
zuständig ist.

Wir können Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag an dem für Ihren
Wohnsitz zuständigen Gericht geltend machen. Weitere gesetzliche Ge
richtsstände können sich an dem für den Sitz oder die Niederlassung Ihres

Geschäfts- oder Gewerbebetriebs örtlich zuständigen Gericht ergeben.

Beschwerden

Sind Sie mit unserer Betreuung nicht zufrieden oder treten Meinungs
verschiedenhelten bei der Vertragsabwicklung auf, können Sie sich je
derzeit an uns, unseren Vertreter oder die

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
- Bereich Versicherung -

Graurhelndorfer Straße 108, 53117 Bonn, wenden.
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Merkblatt zur Datenverarbeitung

Vorbemerkung

Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der
elektronischen Datenverarbeitung (EDV) erfüilen. Nur so lassen sich
Vertragsverhältnisse korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln;
auch bietet die EDV einen besseren Schutz der Versicherten
gemeinschaft vor missbräuchlichen Handlungen als die bisherigen
manuelien Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekanntgegebenen
Daten zu Ihrer Person wird durch das Bundesdatenschutzgesetz
(BDSG) geregelt. Danach ist die Datenverarbeitung und -nutzung
zulässig, wenn das BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift sie
erlaubt oder wenn der Betroffene eingewilligt hat. Das BDSG erlaubt
die Datenverarbeitung und -nutzung stets, wenn dies im Rahmen der
Zweckbestimmung eines Vertragsverhältnisses oder vertrags
ähnlichen Vertrauensverhältnissen geschieht oder soweit es zur
Wahrung berechtigter Interessen der speichernden Stelle erfor
derlich ist, und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das
schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluß der
Verarbeitung oder Nutzung überwiegt.

Einwilligungserklärung

Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessen
abwägung und im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage für die
Datenverarbeitung ist in Ihren Versicherungsantrag eine Einwilli
gungserklärung nach dem BDSG aufgenommen. Diese gilt über die
Beendigung des Versicherungsvertrages hinaus, endet jedoch schon
mit Ablehnung des Antrags oder durch Ihren jederzeit möglichen
Widerruf, der allerdings den Grundsätzen von Treu und Glauben
unterliegt. Wird die Einwilligungserklärung bei Antragstellung ganz
oder teilweise gestrichen, kommt es u.U. nicht zu einem Vertrags
abschluß. Trotz Widerruf oder ganz bzw. teilweise gestrichener
Einwilligungserklärung kann eine Datenverarbeitung und -nutzung in
dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in der Vorbe
merkung beschrieben, erfolgen.

1. Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer

Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig
sind. Das sind zunächst Ihre Angaben {Antragsdaten). Weiter werden
zum Vertrag versicherungstechnische Daten wie Kundennummer
(Partnernummer), Versicherungssumme, Versicherungsdauer, Bei
trag, Bankverbindung sowie erforderlichenfalls die Angaben eines
Dritten, z. B. eines Vermittlers oder eines Sachverständigen geführt
(Vertragsdaten): Bei einem Versicherungsfall speichern wir Ihre Anga
ben zum Schaden und ggf. auch Angaben von Dritten wie z. B. die
Feststellung von Sachverständigen.

2. Datenübermittlung an Rückversicherer

Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets
auf einen Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken achten.
Deshalb geben wir in vielen Fällen einen Teil der Risiken an Rück
versicherer Im In- und Ausland ab. Diese Rückversicherer benötigen
ebenfalls entsprechende versicherungstechnische Angaben von uns,
wie Versicherungsnummer, Beitrag, Art des Versicherungsschutzes
und des Risikos und Risikozuschlags sowie im Einzelfall auch Ihre
Personalien. Soweit Rückversicherer bei der Risiko- und Schaden

beurteilung mitwirken, werden Ihnen auch die dafür erforderlichen
Unterlagen zur Verfügung gestellt. In einigen Fällen bedienen sich die
Rückversicherer weiterer Rückversicherer, denen sie ebenfalls

entsprechende Daten übergeben.

3. Datenübermittlung an andere Versicherer

Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei
Antragstellung, jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem
Versicherer alle für die Einschätzung des Wagnisses und die
Schadenabwicklung wichtigen Umstände anzugeben. Hierzu ge

hören z. B. Versicherungsfälle oder Mitteilungen über gleichartige
andere Versicherungen (beantragte, bestehende oder gekündigte).
Um Versicherungsmissbrauch zu verhindern, eventuelle Wider
sprüche in den Angaben des Versicherten aufzuklären oder um
Lücken bei den Feststellungen zum entstandenen Schaden zu
schließen, kann es erforderlich sein, andere Versicherer um Auskunft
zu bitten oder entsprechende Auskünfte auf Anfragen zu erteilen.
Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversicherungen,
gesetzlicher Forderungsübergang sowie bei Teilungsabkommen)
eines Austausches von personenbezogenen Daten unter den
Versicherern. Dabei werden Daten des Betroffenen weitergegeben,
wie Name und Anschrift. Art des Versicherungsschutzes und des
Risikos oder Angaben zum Schaden, wie Schadenhöhe und
Schadentag.

4. Zentrale Hinweissysteme

Bei Prüfung eines Antrages oder eines Schadens kann es not
wendig sein, zur Risikobeurteilung, zur weiteren Aufklärung des
Sachverhalts oder zur Verhinderung von Versicherungsmißbrauch
Anfragen an den zuständigen Fachverband bzw. an andere Versi
cherer zu richten oder auch entsprechende Anfragen anderer Versi
cherer zu beantworten. Dazu t)estehen bei den Fachverbänden

zentrale Hinweissysteme. Ein soiches Hinweissystem gibt es auch
beim Verband der Schadenversicherer (Zusammenschluß der bis
herigen Verbände: Verband der Haftpflichtversicherer, ünfallversi-
cherer, Autoversicherer und Rechtsschutzversicherer HUK-Verband,

Verband der Sachversicherer, Deutscher Transport Versiche
rungs-Verband). Die Aufnahme in dieses Hinweissystem und dessen
Nutzung erfolgt lediglich zu Zwecken, die mit diesem System verfolgt
werden dürfen, also nur soweit bestimmte Voraussetzungen erfüllt
sind.

Beispiel: Registrierung von auffälligen Schadenfällen sowie von
Personen, bei denen der Verdacht des Versicherungsmißbrauchs
besteht.

Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und -Verhütung.

5. Betreuung durch Versicherungsvermittler

In Ihren Versicherungsangelegenheiten werden Sie durch einen
Vermittler betreut. Vermittler in diesem Sinn sind neben Einzel

personen auch Vermittlungsgesellschaften.
Um seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der
Vermittler zu diesen Zwecken von uns die für die Betreuung und
Beratung notwendigen Angaben aus Ihren Antrags-, Vertrags- und
Leistungsdaten, z. B. Versicherungsnummer, Beiträge, Art des
Versicherungsschutzes und des Risikos, Zahi der Versicherungsfälle

und Höhe von Versicherungsleistungen.
Die Vermittler verarbeiten und nutzen selbst diese personen
bezogenen Daten im Rahmen der genannten Beratung und
Betreuung der Kunden. Auch werden Sie von uns über Änderungen
der kundenrelevanten Daten informiert. Jeder Vermittler ist

gesetzlich und vertragiich verpflichtet, die Bestimmungen des BDSG
und seine besonderen Verschwiegenheitspflichten (z. B. Berufsge
heimnis und Datengeheimnis) zu beachten.

6. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte

Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzgesetz
neben dem eingangs erwähnten Widerrufsrecht ein Recht auf
Auskunft sowie unter bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf
Berichtigung, Sperrung oder Löschung Ihrer in einer Datei ge
speicherten Daten.
Wegen eventueller Auskünfte und Erläuterungen wenden Sie sich
bitte an den betriebiichen Datenschutzbeauftragten der EURO-
AVIATION. Richten Sie auch ein etwaiges Verlangen auf Auskunft,
Berichtigung, Sperrung oder Löschung wegen der beim
Rückversicherer gespeicherten Daten stets an die EURO-AVIATION.
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